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Darf der Deutsche Bundestag seine Sitzungen im Plenum

und den Ausschüssen per Videokonferenz abhalten? Oder

müss dafür erst die Verfassung geändert werden? Die Coro-

na-Pandemie hat diese Thernen mit Wucht auf die Agenda
gesetzt, Krankheitsausfälle, Verdachtsfälle, Quarantänen,
Aeisebeschränkungen und Sicherheitsabstände hindern die

Abgeordneten vieler Pariamente daran, noch in voller Stär-

ke im jeweiligen Plenarsaal zusammenzukommen, So ist der
Einsati von Videotechnik zu einem Mittel geworden, die

Arbeits- und Funktionsfähigkeit der Parlamente und ihrer
Ausschüsse dennoch aufrechtzuerhalten. Während inner-
halb und außerhalb Deutschlands verschiedene Parlamente
schon Ausschuss- und vereinzelt auch Plenarsitzungen per

Videokonferenz durchgeführt haben, zögert der Deutsche

Bundestag. Sein Wissenschaftlicher Dienst steht auf dem

Standpunkt, dass das Grundgesetz Sitzungen per Videokon-
fereni untersagt. Der Beitrag zeigt auf, dass die Verfassung

solche Vorgaben nicht enthält.

tr. Farlamentssitzungen per Video als
Verfassungsfrage
'Während 

selbstbewusste Parlanrente innerhalb und außer-
halb Deutschlands ihr Selbstorganisationsrecht dazu genutzt

haben, Ausschuss- und teilweise auch Plenarsitzungen per

Videoiechnik abzuhalten, hat der Deutsche Bundestag da-

raus eine Verfassungsfrage gemacht. In Anbeuacht der als

hoch eingestuften Gefahr einer Ansteckung mit dem Coro-
na-Virus wurde der lü(/issenschaftliche Dienstl um Prüfung

sebeten, ob Bundestagssitzungen nach geltendem Verfas-
iungsrecht auch mittels Video- und Audioübertragung v-irtu-
ell äurchgeftihrt werden können. Aufgrund des '$üortlauts

der zentrilen Bestimmungen des Grundgesetzes verneint er

dies.z Um das vcrmcintlich bcstshcndc Erfordernis körper-
licher Anwesenheit zugunsten von Videokonferenzen über-

brticken ztr können, miisse erst die Verfassung geändert wer-
den. Dazu hat der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen
Bundestags eine Ergänzung von Art' 39 III GG vorgeschla-
gen. Dori ist derzeii das Selbstversammlungsrecht des Deut-
ichen Bundestages geregelt uud zwar mit der Formulierung,
dass der Bundestag den Schluss und den rü(/iederbeginn seiner

Sitzungen bestimmt, Der Wissenschaftliche Dienst hat fol-
gencle 

-Modifikation der S. 1 urrd 2 im lücge der Verfas-

Jungsänderung vorgeschlagen (Andemngen kursiv) :

Art. 39. (3) Der ßunclestag bestimmt den Schluss, den !üiederbeginn
,,tnÄ di" Art tler Durcbführung seiner Sitzungen' Der Präsident des

Bundestages kann ihn früher einberufen und ausnahmsweise die Art
der Durchfährung der Sitzungen lre stinrneu.

Videotechnik soll danach auch künfrig nicht im Verfassungs-

text auftauchen. Vielmehr soll lediglich in der Begründung
des Entwurfs eines verfassungsändernden Gesetzes klar-
gestellt werden, dass mit der ausdrücklichen Verankerung
öines Rechts des Deutschen Bundestags, die ,,Art der Durch-
führung seiner Sitzungen" zu bestimmen, auch eine Teilnah-
rne der-Abgeordneten mittels zeitgleicher Bild- und Tonüber-
uagung zugelassen wird.3

Der Präsident des Deutschen Bundestags, Wolfgang Schäuble,hat das

aufgegriffen, ist aber bei den Vorsitzenden der Fraktionen auf Ableh-

nung gestoi3en.a Ergebnis dieses Neins zu einer Verfassttngsänderung

*rr"ulj.t nicht, daii es daun zu eiuem praktischen Ja zu Videokon-
ferenzen in der Praxis des Deutschen Bundestags gekommen ist. Die

Abgcordnctcn dcs Dcutschcn Bundcstags können daher zwar ülrer die

Livi-Stleams anderer Parlamente dabei zuschaucn, wie die Abgeord'

neten dort ihre Sitzungen per Videokonfererrz durchfiihren, sind aber

zu ihren eigenen Sitzungen weitelhin körperlich erschienen.5

Ein selbstbewusstes Parlament hätte sich die lrage stellen

können, ob es nicht schon ohne Verfassungsänderung das

Recht hat, über ,,die Art der Durrhführung seiner Sitzun-
gen" selbst zu entscheiden. Auf diese Frage gibt der vor-
l"ieeende Beitrag eine klare Antwort.'Das Grundgesetz steht

Siüungen mittJls zeiqleicher Bild- und Tonübertragung, al-

ro p.t:Vid.okonferenz, schon deshalb nicht entgegen, weil
.r di. Lötp.rliche Anwesenheit der Abgeordneten nicht
zwinsend vörschreibt. sondern das der atltonomen Entschei-

dung],I.s Parlaments 
'tiberlässt' 

Auf die Vorgabe der Öffent-
lich[eit der Verhandlungen des Bundestags, die nur für das

Plenum gilt (Art, 42I 1 GG), gehen wir an dieser Stelle aus

Platzgrüiden nicht näher ein. Sie fülrrt zu keinem anderen

Erge6nis, weil durch den nahclicgcndcn Einsatz cincs Livc-
Streams sowohl die Sitzungs- wie die Berichterstattungs-
öffentlichkeit erfüllt werden kann.6

l!. Zwingt das Grundge$etz äur körperlichen
Anwesenheit?

Zentrale Frage ist, ob das Grundgesetz Videotechnik in Ple-

narsitzungen und bei Ausschüssen dadrrrch verbielet, dass es

die körpärliche Anrvesenheit der Abgeordneten zrvingend

vorschreibt.
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liche Dierrste".
Vissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags, Ausarbeitung

.Virtuelles Parlament" v.31'3.2020,3 f .

Vgl. Vissenschaftliche Dienste des Detrrschen Brrndestags, Ausarbei-
tu-ns .. Virtuel les Parl ament" v. 31'.3.2020, 4 I
Vgf Stidd.uts.he Zeitung v.5.4,2020 - Fraktionen stellen sich gegen

Schtuble.
Der hier nicht weiter

der
befiistcten
heit von 25 % der
für die
Ausschusses für

zu verfolgcnde Ausweg aus den Zwängen der
erforderliJhen Sicherheitsabstände hat zu einer

dcs Bundestags gcführt. Nach einer
Corona-Krise reicht eine Anwesen-

des Deutschen im Sitzuugssaal
tlen Bericht desau$ 1,26a s,

Geschäftsführung, BT
Drs. 191181,26,51.
Die Landtaee. die schon Ausschusssitzungen pef Videokonferenz
durcheeführi6aben. haberr iiber ihre Livc-Stleams in viel weitgehende-

rem U=mfang Öffenitrchkeit hergestellt als dies bisher- bei öffentlichen
Ausschusssiizuneen unter körperlicher Anwesenheit del liall war. Der
Vissenschaftlich-e Dienst des l)eutschen Bundestags hat in seiner Aus-
arbeitune ..Virtuelles Parlament" vom 31.3'2020 Art.42 I 1 CG nicht
als Hindeinis eesehen und deshalb insoweit auch keine Verfassungs-

änderune für eäboten sehalten, Die gegenteilige Sichtweise des Wisscn-
schaftlicf,en Pärlamenisdiensts des Abgeordnetenhauses von Berlin in
seiner sutachterlichen Stellungnahme vom 22.4'2020' 4f.' überdehnt
Zweck"und Stoßrichtung des Gebots der Öffentlichkeit von Parlaments,
verhandlungen.
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Bekanntlich ermöglicht es die moderne Videotechnik über

Distanzen hinweg in sehender und hörender lWeise an Bera-

ir-g.n teilzunehäen, aber eben nicht nur passiv, -sondern

""."n 
uttlu durch eigene Außerungen und durch ftir die ande-

,.n T.iln.htner sicLtbare Bewegirngen, also durch Körper-

rotn.h. trnd Mimik. Durch diese-optische Komponente geh.en

riiä.nknnf.t.nzen auch über gängige Telefonkonfet:enzen hi-

naus, wo nur ein aktives Sprechen und passives Hören mög-

ii.ü irr. die Teilnehmer sich aber nicht gegenseitig im Blick

Urü.n lOnn.n. F,in durch Videptechnik ermöglichtes ,,virtu-

"ti*r 
Rn*.t.nd Scin" lvärc f ü r'parlamcntarischc Beratungetr

iÄ- D.uts.h.n Bundestag und 
-in 

seinen Ausschüssen aber

,rnrut"i.h.nd, wenn das örnndgesetz strikt und ausnahmslos

.i.,. kotp..lic'lte Anwesenheit dör Abgeordneten vorschriebe'

Für eine solche These hat der I0issenschaftliche Dienst des

bätr.h*n Bundesiags auf den 'Wortlaut einiger zentraler

n.riitn*rngtn des Örundgesetzes hingewiesen und ergän-

".o.1 "otg.fl'rhrt, 
dass cine rein virtuelle Anwesenheit hinter

ä.n l(oömuni(ationsmöglichkeiten bei tatsächlicher Prä-

,.,i, ,urti.kttehe und deihalb für das Parlament ohnehin

auszuscheiden habe,7 Das klingt ein wenig nach dem Argu-

*.rii ,,a"t haben wir schon idmer so gemacht" und in der

fui eibt es bislang eine durchgehende und bei Verabschie-

d""s" des Grundieseues auch als selbstverständlich an-

g.nö**.n. Praxii körperlicher Anwesenheit'

Nähert man sich der Fragestellrrng mit den vier konventio-

,r.ii.n Autl.gungsmethoJen, klären sich. dje Verhältnisse

,rr.h. O.t t.itli"ih. Befund für eine körperliche Anwesenheit

ir, *ng.t (dazu unter 1.), die Entstehungsgeschichte hat

k.irr. ,äl.uunte Beileutung (dazu unter 2.), die systematische

Auslegung spricht für einä Einordnung der ,,Durchführungs-
irtl' 'Jn däs 3elbstorganisationsrecht des Deutschen Bundes-

i"gt (datu unter 3.iund der Zweck der relevanten Grund-

seietzvorschriften ist ersichtlich nicht auf einen körper-

ii.h.n, sondern auf einen geistigen Schlagabtausch aus-

gerichtet (dazu unter 4.).

"l 
" R/lagerer Textbefund für e!ne körper!iche

Anwesenheit

Jede Auslegung beginnt mit dem Wortlaut' Der 'rü(/issen-

ächaftliche 
"Dienst 

v"tw"ist für seine These eines Zwangs zur

köroerlichen Anwesenheit auf Formulierungen wie,,Zusam*
meritritt" des Bundestags (Art. 39 I und II GG), ,'Sitzungen"
Ä,rt. 39 IU GG). ,,ver[andelt" (1.::t' 421 GG), ,,Anwesen-
Leit" eines ieden Mitglieds der Bsndesregierung (Art' 43 I
GG)und ,,fuftitt" (Ait. 43I11 GG).8

Diese Bestimmungen zeigen eins: Das Grundgesetz enthält

kein ausdrücklichäs Erfordernis einer,,körperlichen" Anwe-

r.J.it r,rnd ein solches Erfordernis ist auch an keiner anderen

Stelle im Verfassungstext ausdrücklich niedergeschrieben' Der

sich auf den V/ortlaut des Grundgesetzes berufende Wissen-

schaftliche Dienst müsste deshalb überzeugend darlegen, dass

der Verfassungstext ein solches Gebot körperlicher Anwesen-

heit der Abgeoidneten als konkludente Vorgabe enthält'

Einen Anknüpfungspunkt dafür liefert das Bild des präsen-

t." ÄUg.ota*t.oidnt sich über die vom S(issenschafdichen

Dienst"zitierten Fbrmulierungen hinaus durch den Verfas-

sungstext zieht.e Begrifflichkeiten wie,,Sitzung",'Anwesen-
heit"" oder ,,Zusam-mentritt" mögen zwar zunächst mit ei-

n"- ktiroeüichen Zugegensein aisoziiert werden, doch ein

."i.tt..t ü..trändnis iit -nicht zr"ingend. Begrifflich ist viel-

mehr auch ein geistiges Zugegensein erfasst.

Im alleemeinen Sprachgebrauch ist die Unterscheidung zwi
i.tr.n T.,itp.tlicher und-geistiger Anwesenheit und damit die

Losgelöstheit des Begriffs von der l(örperlichkeit schon längst

nanäin. Und auch dic-ursprünglich aus cincr körpcrlichcn Prä-

i.ni*".tt stammenden Bäeriffe,,Zusammentritt",,,Sitzung"
unJ ,,Zotrltt" sind mittleiweile in die digitale Velt iiberfiihrt
*oti.n. Sitzungcn werdctr hcutzutagc pcr Tclcfon- odcr Vi-
J.okonf.t.n" albgehalten; Teilnehmer ireten diesen bei, be-

iornrn*n Zutr:ittsiodes und verhandeln am Telefon oder per

Vidcochat. Dic Begriffc vcrmitteln im allgemeinen Sprach-

gebrauch damit weiiger ein körperliches Zugegensein als viel-

äehr ein,, teilnehmen:', ein,, Da-beisein", ein,,mitmachen"'

Diese Offenheit des Verfassungswortlauts belegt der !üissen-

schaftliche Dienst selbst, indem er sich in seiner eigenen

l.tnurn.nt.tion verheddert. Wer für eine Verfasstrngsände-

,ur"rg, ,li" Videokonferenzen zulassen s<lll, die Formulierung

uorr.hlägt, dass der Bundestag ,,die- Art der' Durchführung

,"in", Sftängua" bestimmett [ann' belegt ungewollt selbst,

dass der negiiff der ,,Sitzungen" kein konkiudentes Gebot

[orueLlicher"Anweseirheit eirthält. Andernfalls würde die

uotfi...hloge.te Verfassungsänderung das behauptete Verfas

sun[sprobiäm von Sitzungen per Videotechnik auf der Text-

.beä. gtt nicht lösen. Diäser-,,Freudsche Verschreiber" ver-

deutlicit daher sehr anschaulich, dass der Verfassungswott-

laut Sitzunsen keineswegs so deutlich entgegensteht, wie dies

vom tüfl isse"nschaftl ichen-flienst beha uptet wird'

ITer den Wortlaut des Grundgesetzes auf wörtliche Formu-

lierungen zttr Anwesenheit von Abgeordneten absucht, der

findet"nichts. Von ,,Anwesenheit" ist im Zusammenhang mit

clem Bundestag turil seinen Ausschüssen allein in Art' 43 GG

die Rede. DaJ betrifft aber Pflichten von Mitgliedern der

lor,ättt.gittung, nicht von Abgeordneten. Das Zitierrecht
ist in fui 43 I"bC so formulieit, dass der Bundestag und

seine Ausschüsse die Anwesenheit iedes Mitglieds der Bun-

desregierung verlangen können. Ausgerechnet zu dieser Vor-
rätifl *"daber ve"rbreitet vertreten, dass in Ausnahmefäl-

i* 
"o.tt 

eine Teilnahrne der Regierungsmitglieder durch Zu-

schaltung per Video genügt und insbesondete,dann, wenn

alle Bete'ilieten damii einverstanden sind.t0 Richtigerweise

i.rlnt nu.h ä.m Zweck dieser Sondervorschrift die ,,fut der

Anivesenheitspflicht" der Mitglieder der -Bundesregierung
Jer ,,Art der burchführung" där Sitzung, die der Bundestag

ädri'r.in Ausschuss fiit d'ie leweilige Sitz.ung gewählt hat'

Hält cin Ausschuss seine Sitzung in der Durchführungsart

der körperlichen Anwesenheit a6, dann müssen grundsätz-

ii.h .u.'tt clie Mitglieder der Bundesregierung körperlich er-

r.h.in.n. Tagen 
"die 

Abgeordneten selbst per Videokon-

ferenz,erftillä die Mitgliäder der Bundesregierung ihre An-

wesenheitspflicht durch Zuschaltung.

Die nähere Betrachtung hat damit gezeigt, dass der Wortlaut
des Grundgesetzes keirien oder allenfalls einen ganz magerelr

Äntut, für"ein konkludentes Verfassungsgebot körperlicher

enwesenheit darstellt. Hierhin gehört auch, wie sich nach

S.t"not*.tden der Ausarbeitung des Wissenschaftlichen

bi"nrtt die Ausschüssc vcrhaltcn-habcn. Für sic gelten ja,

*i. intf.tonaere Art. 43 I GG zeigt, hinsichtlich der Durch-

führ:unssart von Sitzttngen dieselbien Vorgaben wie für das

pi..tuml Der AusschustJür V/irtschaft und Energie hat seine

Sil;*g am 8.4.2a20 zwar nicht als Videokonferenz, wohl

7 Vissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages, Ausarbeitung
',Virtuelles Parlament" v. 3I'3.2020,3'.

t irli*r."t"t tftiicher Dienst des Deuischen Bundestages, Ausarbeitung

,,Virtuelles Parlament' v' 31.J.2020' 3.

S üni. rB Art' 40 ll 1 GG ,,Hausrecht "' im Gebäude des Bundestages"

od"er fut. 45 I 1 GG,,im Bundestage'
tO tvtirt"p"i" oreier, ÖG,3. Aufl. -2015, Art. {3 \1'-14; Schlieshy in-- 

i.-tlägilatlKteinlstarih.GG,T. Aufl.2018, Art. 43 Rn' 22'
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aber als Telefonkonferenz abgehalten.it Abgeor:dnete, die

sogar eine Telefonkonferenz für' Ausschusssitzungeu für zu-

läsiig halten, müssen den rü(otlaut des Grundgesetzes

zwaÄglos so verstehen, class er natürlich erst recht eine

Durcliführungsart zulässt' die r-richt uur eitre Tou-, sotldern

auch eine Bildübertragung einschließt.

2. GerinEe Eedeutung der Entste$lungsg*schiehte

Natürlich hatten die Väter und Mütter des Grundgesetz'es

bei der Schaffung der Regelungen zum Bundestag Sitzungen

vor Augen, bei d-enen diiAbgeordneten im sitzungsaal kör-

perlichinwesend sind. Dochdie im Wortlaut angelegte Of-

tenheit kann r-richt unter Beruftmg auf venneintliche subiek-

tive Vorstellungen der seinerzeitigen Mitglied.er des Par-

lamentarischen Rats korrigiert werden.

Dies ist schon deshalb ausgeschlossen, weil diese inr Jahr 1 949 noch gar

Leine Volstellungen zu Auischuss- oder Plenarsitzungen pet Videokon-

ferenz hatten. Die nrit dcr Digitalisierung verbundenen Neuheiten nnd

noim.tttitt. waren damals wäder angelegt noch absehbar' Ein dahin-

eehendes Schweigen des Grundgeseizes beruht somit nicht auf der

ÄUl.lnong modeine, Technologiin, sondern auf dern Nichtwissen der

Verfassungsgeber.

Besriffe des Gnindsesetzes sind aber ohnehin für den rech-

nirl.h.n Fortschritt wie für den gesellschaftlichen Wandel

offen. Das hat das BVerfG irnmer wieder klargestellt' Bei-

spielhaft dafür steht der Umgang des BV-erfG mit dem Be-

giiff ,,F.r,rnt.ldegeheimnis" ius Art' 10 i GG, bei dem der

fiirtoiir.lt. Rechtisetzer 'l'949 auchnur das vor Augen haben

konnte, was damals schon technisch zur Verfügung stand'

Das BYerfG öffnet den Begriff ,,Ferumeldegeheimrris" deu-

noch für äie technischen Eirtwicklungen und hat dazu aus-

geführt, dass der Schutz nicht auf die früher von der Deut-

ichen Buncletpost genutzten Technologien wie Telefon, Te!g-

fax oder Teleiext Eeschränkt sei, sondern sämtliche mithilfe

der verfügbaren Telekommunikationstechniken erfolgenden

Übermittiungen von Informationen umfasse. So konnteu

auch modelne Kommunikationsformen wie SMS oder

E+aail ohne Verfassungsänderung in den Schutzbereich auf-

senommen werden.lz Öie techniiche Entwicklung hat das

hVufC darüber hinaus sogar zur'rü(/eiterentwicklung.des
Grunirechtskatalogs in der'Weise bewogen, dass es als Aus-

prägung des allgeÄeinen Persönlichkeitsrechts aus Art' 2 I
ivti'nti. 1 I Gddas so genannte ,,Grundrecht auf Gewähr-

leistung dcr Vcrtraulichkcit und Intcgrität infot:mationstech-

nischei Systeme" entwickelt hat,13 welches-umgangssprach-
lich auch als lT-Grundrecht, Computer-Grundrechr oder

Grundrecht auf digitaie Intimsphäre bezeichnet wird'

Dieser dynamische Auslegungsansatzist nicht nur notwendig,

um einer,,Versteinerung" der Verfassungstexte ertgegen-

zuwirken, iondern .ttttpii.ht auch einer europäischen Ver-

fassungstiaditiort. Das i.o*tttt iu einer. gesamteur:opäischen

V/eiseäeutlich in der Rechtsprechung des EGMR zum Aus-

druck, der von der Europäischen Menschenrechtskonvention
als einem ,,living instrument" spricht, clas im Lichte der ak-

tuellen Bedingurigen auszulegersei,la Dementsprechend wie-

derholt aochi"s'BVorlG inltandiger Recht6prechung, dass

der historischen Auslegung von Verfassungstexten keine oder

eine allenfalls ganz unötgäordnete Bedeutung zukommt'15'

3" Systernatik spricht f{jr Einbeaielrung in efen
geröich des Selbstorganisationsrechts

In systematischer Hinsicht sincl Textbefunde wie ,,Sitzun-
sen'i. ,,Zusammentritt" und ,,verhandeln" im Zusammen-

fi*ng'*t den Verfassungsvorschriften zu les-en, in denen sich

die 
-Parlamentsautonomie ausdrückt. Im Grundgeseu ver-

ankert ist dre Parlamentsautonomie im Selbswersammlungs-

recht des Bundestags nach Art. 39 III 1 und 2 GG und in der

Geschäftsordnung;utonomie nach Art' 40 I 2 GG' Art' 39

ii I cc sieht voi, dass der Bundestag den Schluss und den

süi"derbeeinn seiner Sitzung bestimnrt. In Art' 40 I 2 GG ist

sereeelt. äass sich der Bundestag cinc Ccschäftsordnung

IiUt."O^r BVerfG versteht Geschäftsordnungsautonomie
irJ' SJtr.tu.tsaÄml.,ngsr"cht als lediglich beispielhaft auf-

eeführte Rechte. die zuiammen mit anderen Gewährlcistun-

ä.n a.n Kern där verfassungsrechtlich begründeten, nicht in

ällen Einzelheiten im Grundgesetz ausbuchstabierten Par-

lamentsautonomie darstellen.l6 Die Parlamentsautonomie

und damit das Selbstorganisalionsrecht des Deutschen Bun-

ä; itt 
"b.t 

nicht nir thematisch weit zu verstehen und

iri.ltt"rrf die wörtlichen Aussagen des Grundgesetzes be-

schränkt, sondern sie ist auch konkretisierungsfähig, um eine

A";;#g an veränderte Arbeitsbedingun-gen zu ermögli-

chen.li Däzu passt auch, dass die Geschäftsordnungsauto-

no*i. n".n Ait. a0 t 2 GG dem Deutschen Bundestag das

Recht garantiert, selbst zu entscireiden, wie er.seine Binnen-

struktu"r, seinen Geschäftsgang und seine Arbeitsweise irn

Einzelnen ausgestaltet undlhm dafür einen sehr weiten Ge-

staltungsspiel'raum einräurnt' 1 I

Es mag in der Verfassung vereinzelt harte Grenzen für die

Ausübüng dieses Selbstoiganisationsrechts des Bundestags

s.ben, wle etwa die Vorgibe für den Zeitpunkt, zu dem er

äach 
'Bcginn der \üa[lperiode zusammenzutreten ha1

(Art. 39 it CC). Außerhalb dieser klaren und unmissver-

itändlichen, sich rrnmittelbar aus dem Verfassungstext-eJ-

eebenden Schranken muss sich icdc interpretative Verfah-

iensvorgabe, die der Verfasstrng entn.ommen.oder in sie hi-

;;;gJ&t werden soll, jedocfi an dem in Art. 39 III und

Art."+O I 2 GG verankärten Selbstorganisationsrecht dcs

Bundestags messen lassen. Das schließt eine Interpretation
von Formulierungen tiber Sitzung, Zvtritt und.VerhandlLrng

in dem Sinne, dä das Grundgeictz vorschreibt, die Abge-

ordneten müssten dazu am selben Ort körperlich anwesend

sein, von vornherein aus.

Diese Befugnis zur Selbstorganisation-ist im Übrigen- genau

dasselbe, wäs t a.h den Vorschlägen cles 'Jüissenschaftlichen
Diensts des Deutschen Bundestags durch eine Ergänzung

von Art, 39 III GG erreicht werden soll'

Die Rücksichtnahme auf das Recht des Bundestags zur

Selbstorganisation gewinnt im Rahmen der systernatischen

Ausleguäg besondeie Bedeutung, wenn in einer krisenha{ten

Situaüon-ein vermeintliches verfassungsrechtliches Gebot

der körperlichen Anwesenheit die Durchführung v-on. Sitzun-

gen des Bundestags und seiner Ausschüsse unmöglich ma-

ähen würde. Auch- aus dicscm Ccsichtspunkt der Krisenbe-

wältigung ist eine Auslegung der-Norrnen und Begriffe mit

PräseäzbäzLrg vorzuziehen und gebote-n, die- den Zweck par-

lamentarischir Sitzungen im Normalbetrieb und in Krisen-

11 Vgl. zB die Mitteilung zt 66. Sitzung des Ausschusses.für \flirtschaft-- 
otiJ n*ryi. in Form" ciner Telefonkänferenz am 8'4'2020, 11 UhL,

abrufbar iuf der Homepage des Brrndcstags. .

n ctat. n v e r fc E 10 6, 28^ 03 6l =NJ\v/ 2002' 3 61 I = NY vZ 2003' 70 Ls.

13 Grdl. BVerlGE 120,274 (303) = NJW 2008, 822' . - -i+ ctat. EGMR, lJrt.'v. 25.4:t978 - 5856172, BeckRS-1978, 108297

(englisch) Rn. lt - Tyrer;' EGMR, lJu- u- 7.3'6'197.9 - 6833174'

b."lnS ilzg, 108523 ('engiisch) Rn 41 - Marckx; BGMR,39692109'

NVwZ-RR 2013, 785 Rn. 53 -Austin ua.

15 io zuletzt ausdrticklich BYerfGE 144,20 (2731 = NJW 2017' 611 -
zweites NPD-Verbotsverfa hren; gr dl. BV er f G E L, 290 \ 312).'

16 B icrfc E L02, 224 (23 6) = NJ W 200 0, 377 1' ; s. rluch BV erfG E 7 0, 324
(360) = NJW 1986,907.

1 7 bo aüsdrritk lich Bv e r[G E 102, 224 (236) = NIs{i 2000, 377 1'

ts -si"ircn 
80. 18s (220) = NIw 1990,373 = NVwZ 1990'253 Ls.;-- 

Mnrl'ok io öteier,'GG, An. +O Rn' 7; s. arch Ye(GHBW, NVwZ
2019,7437.
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zeiten wahrt, und es dennoch dem Bundestag überlässt, im

Rahmen seitl.s Selbstorganisationsrechts die ,,Art der

Dulchführung" seiner Verhandlungen und die Forrn der An-

wesenheit selbst und sachgerecht zu konkretisieren.

4. Zweck ist geistlEer urrti keim ktSnperllefrer
SehlaEnbtausch

Das wird noch bestätigt durch eine teleologische Auslegung

der Vorschriften übcrl Sitzungcn und Vcrhandlungen des

Bundestags. Hier besteht irn Ausgangspunkt Einigkeit'

Das Plenurn ist als Vollversammlung des Bundestags das

Forum für die politische Debatte, für Rede und Gegenrede,

für den verbalei Schlagabtausch. Es ist der Ort der öffent-
lichen Aussprache und der verbindlichen Entscheidungen

dcs Parlamäts.ie Vor diesern Hintergrund politischer De-

batten, Entscheidungsfindung und Öffentlichkeitsbeteiligung
kan,r ein Präsenzer:förderni.s nur zwei Zwecke verfolgen: Der

Abgeordnete soll zum einen aktiv beim Redcn und Entschei-

clen"wahrgenommen werden können und zum anderen pas-

siv mitbekbmmen können, was von anderen gesprochen und

entschieden wird. Dadurch wird sichergestellt' dass die lo-
sitionen der Abgeordneten hervortreten' zugeordnet und

wahrqenomtnen 
-werden 

können. Dies ermöglicht erst die

Debaite und tuacht sie und die aus ihr resultierenden Ent-

scheidunsen nachvollziehbar, Zu beachten ist dabei aller-

dines, däs die im Plenum ausgetauschten Argumente den

Äfä.rt.ttt r.tr nortnalerweise arifgrund der VoÄrbeit in den

Fraktionen und deren Arbeitskreisen sowie in den Ausschüs-

sen weitgehend bekannt sind.zo

Die Erfüllung dieser Zwecke erfordert nicht zrvingend eine

,,körperliche An\,vesenheit"' sondern lässt auch eine ,,geistige
Anwäsenheit" ausreichen. In der Literatur wird in diesem

Zusammenhang auch die Formulierung der ,,kommunikati-
ven Anwesen6eit" der Abgeordneten im Plenum ge-

braucht.zl Eine solche ,geistige" oder ,,kommunikative An-

wesenheito' ist grr.rndsätzlich iuch über eine Videokonferenz
herstellbar, sofärn sichergestellt werden kann,.dass der Ab-
oeordnete iabei seine passive und aktive Rolle im Plenum

äfullt. nurch die Audio- sowie Virleoübertragung können

dabei sowohl Ton als auch Bilder transportiert werden, so

dass auch non-verbale Kommunikationselemente wie Mimik
oder Gestik übertragen werden können.

Der Sinn und Zweck der insoweit relevanten Vorschriften ist

deshalb bei einer fut der Durchführung der Verhandlung
erfüllt, bei der clie Abgeordneten sprechen und hören können

und sich dabei wechsilseitig im Blick haben' Das vermag die

Videotechnik dem Grunde nach zu leisten, wie wahrschein-

lich alle Leser dieses Beitrags während der Corona-Krise

selbst in solchen Videokonferenzen erfahren haben. Diese

generelle Tauglichkeit von Videokon{erenzen als Funktions-
äouivalent zur körperlichen Zusammenkunft ist ausrei-

cli.nd, u* nach Sinn und Zweck der Verfassungsvorschrif-

ten übcr Vcrhandlungcn dcs Bundestags ein generelles Vei-

fassungsgebot der Duichführung von Sitzungen des Bundes-

trgr tää seiner Ausschtisse in körperlicher: Anwesenheit

verneinen zu können.zz

Das wird noch verstärkt durch den weitergehenden gemein-

samen Zweck der Vorschri{ten über Sitzungen und Verhand-

lungen des Deutschen Bundestages, die Aufirchterhaltung
des"oarlamentarischen Betriebs auch in Ausnahmekonstella-
tionän zu ermöglichen. Diese Offenheit zur Krisenbewälti-

suns ist ein zuiätzliches Argument gegen die These eines

iwiigenden Verfassungsgebots körpedicher Anwesenheit

der Abgeordneten.23

5. Keine V*nfassungskurrsktur durelr eiis*

Geschä$tscnelnungS

Nach dem Ergebnis der Auslegung des Grunclgesetzcs gibt es

kein konkludöntes Verfassungsgebot körperlicher Anwesen-

heit der Abgeordneten in Sitzungen von P-leuum und Aus-

schüssen, so-nd.tn als Bestandteil cles Selbstorganisations-

rechts des Deutschen Bundestags eine Freiheit und Kom-
petenz der Abgeordneten, über die Art der Durchführung
ihrer Verhandlungen selbst zu entscheiden.

Reselungen in der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes-

tu*i tCdgt) sind Ausdruck solcher Entscheidungen, beseiti-

nä aber nicht das Selbstorganisationsrecht. Cenerelle Ande-

i,nn.n der Geschäftsordnung kann der Bundestag mit ein-

fach"er Mehrheit bcschlicßen, wic sich aus Art. 42 II 1 GG

ergibt.2a Lediglich bei einu Einzelfalldurchbrechung ist eine

Zöei-lrinel-Mehrheit erforderlich ($ I 26 GOBT).

Diese Überwindbarkeit von Geschäftsordnungsregelungen
relativiert die Bedeutung der Frage, ob die Regelungen der

Geschäftsordrung zur-Beschlusifähigkeit des Deutschen

Bunclestags auf dleser untefverfassungsrechtlichen Ebene ein

Prinzip kirperlicher Anwesenheit verankert haben. Dafür

könnte immerhin angeführt werden, dass in der traditionel-
len Regelung des 5 45 I GOBT die Beschlussfähigkeit des

Deutscf,en üundesiags davon abhängig gemacht ist, dass

mehr als die Hälfte seiner Mitglieder ,,im Sitzungssaal" an-

wesend ist. Auch die zeitlich bifristete Sondervorschrift des

g 126 aI GOBT stellt auf Anwesenheit im Sitzungssaal ab'

Übennäßiees Gewicht darf dem nicht beigemessen rverden'

Es lieet 
"uT 

d.t Hand, dass diese Regelungen nur die bisheri-

ge Pr;xis widerspiegelten und allein deshalb auf den Sit-

irnesaal abstellen. weil bisher keine Videokonferenzen statt-

;;iffiJ;" habenr ni"ht iedoch, dass sie die Notrvendigkeit

förperlicher Anivesenheit z.wingend vorschreiben und so Sit-

,ung.n per Videokonfcrenz cntgcgcnstchcn.

Vor diesem Hintergrund sollte eine amZweck parlamentari-

scher Sitzungen orientierte Auslegung vorgenommen wer-

den, die Vidiokonferenzen nicht entgegensteht' Die \(ort-
lauigrenze wäre bei einer solchen-Auslegung dann nicht

übeÄchritten, wenn man den Begriff ,,sitzungsaal" untech-

nisch verstünde, närnlich nicht lls Gebäude, soudem als

davon losgelöster,,Ort der Zusammenkunft"' h'ntscheidend

ist aber leiztlich, dass diese Fragen von der einfachen Mehr-

heit des Parlaments durch Anderung der Geschäftst-rrdnung

ausgeräumt werden können'

lll. llechtsvergleielrung

Das vorstehend gewonnene Eigebnis wircl nun einem Belas-

tungstest durch Lechtsvergleichung unterzogen, Dabei wer-

deriPraxis und Rechtslaga des Europäischen Parlaments so-

wie die der Länderparlamente in den Blick genommen'

19 Vsl. srdl. BVer[GE 10.4 (13) = NJlf 1959, 1723lvgl' zu deu Par-- 
l"äeiten der iänd"r übereinstjmmend ThürverfcH, NVwZ 2019'

i+i'ienc Bbs. Beschl, v.21.9.2078 -vfGBbg 31/17,BeckRS 2018'

235'12: itmbvZrfc Urr.v' 2.5.2078 - HVerfG 3117; LVerfG MY,

Üii. v.'2s.6.201j - Lverfc 10/14, BeckRS 2075,48656;VetfGH ßW,

NVwZ 2019, 1.437 Rn. 136.
20 Vel, dazu tsierfGE44,308 (317) =NlW L977,1767'
21 Vät. Schönberccr. lZ 201.6, 486 (4901.
ä Dti" Fror" der'tec'h'nischen Umseizbarkeit ist bei über 700 Teilnehnrern

von der"rechtlichen Zulässigkeit zu trennen'
Zl inrä""ir üUereinstimmend"auch die Stellungnahme des Parlamentari-* 

;ä;t lt;til;;;Jdtit des Landtasrs von Bändenb.utg mit dem Titel:

;P;;1.;ä ;;ä Pandemie " v. 2ffi:2020, 5 und des.Mssenschaf tlichcn

öarlamentsdiensts des Abgeordnetenhauses von Berlin v' 22'4'2020' 5'

24 Morlokin Dreier,GG, Art. 40 Rn. 10'
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1 . Vonr*iterstel ln:n g e{es E m rogri.i ischtltr Fa rlaments

Das Europäische Parlarnent hat am 16.1'17 '4.2020 als erstes

Parlameni, dem auch Abgeordnete aus Deutschland angehö-

ren, eine Plenarsitzung per Videokonferenz abgehalten. Dies

geschah in der Form, ääss nur die Mitglieder im Parlaments-

gebäude anwesend waren, die von ihren Fraktionen dafür
benannt wurden, das !üort in der Sitzung zu ergreifen. Die

meisten Abgeordneten waren hingegen per '!üebstrearning

nur aus der Ferne anwesend. Abstimmungen erfolgten per

E-Mait nach einem bestimmten Verfahren, welches im Vor-
feld getestet wurde.

Ein lfortlautargument wird dem nicht entgegengehalten,

obwohl der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen

Union (AEUV) in seinen zentralen Bestimmungen für das

Europäische Parlament ähnliche Formulierungen enthält wie
das Grundgesetz (vgl. ,,sitzungsperiode", Art. 229 UAbs. 1'

AEW; ,,tritt zusammen", Art. 229 UAbs. 1 AEIIV; ,,Sit-
zungen", Art. 230 UAbs. 1 AEW).

In rechtlicher Hinsicht gilt, dass auch hier auf die Par-

lamentsautonomie zurückgegriffen lvurde, wie sie sich in
den Verträgen etwa in der in Art. 232 UAbs. L AEUV ver-

ankerten Geschäftsordnungsautonomie zeigt.

Die Geschäftsordnung dcs Europäischcn Parlaments wieder-
um bestimmt in Art.-25 IV GOEP, dass das Präsidium die

Fragen im Zusammenhang mit der Durchführung der Ta-
gungen regelt. Das klingt schon von'Wortlaut her ähnlich
wie 

-das, 
was der 

'Wissenschaftliche Dienst des Deutschen

Bundestags im !üege der Verfassungsänderung in Art. 39 III
GG verankern will. Ergänzt wird das durch Regeiungen über
die Aufgaben des Präsidenten in Art. 2Z GOEP und zur
elektronischen Abstimmungsanlage in Art. 192 GOEP.

Gestützt auf diese drei Vorschriften hat das Präsidium des

Eur,.rpäischen Parlamcnts am 203,2A20 einen Beschluss

(Mittiilung Nr, 4/2020) zw Ergänzung seines Beschlusses

vom 3.5.2004 über die Regelung für die Abstimmung ge-

fasst. Dieser nimmt Bezug auf die durch die Corona-Seuche

verursachte Lage, insbesondere attf die Reisebeschränkungen
zahlreicher Mitgliedstaaten und die Gesundheitsschutzmaß-
nahmen, die Belgien, Frankreich und Luxemburg an den drei
Arbeitsorten deJ Europäischen Parlaments getroffen haben

(Sitzabstände). In Art. 1 Nr, 1 dieses Bcschlusscs wird der

Präsident des Europäischen Padaments ermächtigt, im Be-

darfsfall auf die in Art. 2 festgelegte ,,alteruative elektro-
nischö Abstimmungsanlage" zurückzugreifen, welche die

physische Anwesenheit der Abgeordneten am selben Ort
nicht erfordert. In Art.2 dieses Beschlusses vom 20.3.2020
des Präsidiums ist geregelt, wie diese ,,alternative elektro-
nische Abstimmungsanlage" verwendet wird. Danach wird
es den Abgeordneten des Europäischen Parlaments über ein

E-Mail-gestütztes Verfahren eunöglichr, den Stirnnrzcffcl an
jedem drt auszufüllen und von dort aus persönlich an Ab-
stimmungen des Parlaments teilzunehmen. Damit ist zu-

gleich sic-hergestellt, dass Art. 6 I 1 Direktwahlakt eingehal-

ien ist, wonath die Abgeordneten ihre Stimmen einzeln und
persönlich abgeben.2s

2. Landtage beginnen mit Aussehusssitzungen per
Videotechnik

Ein Blick auf die Landtage offenbart die verschiedensten

Umgangsformen mit dem Thema Videotechnik. rWährend

dieses für einige Landtage keine Rolle zu spielen scheint
(Sachsen, Nordrhein-Westfalen mit Ausnahme des Petiti-
onsausschusses), tagten die ersten Ausschüsse mit {Bayern)
und ohne Anderung der Geschäftsordnung (Baden-tü(/ürt-

temberg, Sachsen-Anhalt, Rheinland-Pfalz) schon per Vi-
deokonferenz.

In Baden-$üürttemberg welden Ausschusssitzungetr seit dem

2.4.2020 per Videokonferenz abgehalten. Dabei ist der Aus-
schussvoriitzende irn Regelfall in den Räumlichkeiteu des

Landtags zugegen und moderiert die Ausschusssitzung mit
den pel VidiJ zugeschalteten Mitgliedern. Über eine auf-
gebaute Leinwand vor Ort können alle Ausschussmitglieder
Lltallcn dargestellt werden. Die Öffentlichkeit kann die Aus-

schusssitzun"g über einen Livestream mitverfolgen. Einer An-
derung der Geschäftsordnung bedr"rrfte es dazu nicht.

Der Bayerische Landtag hat zur Durchführung von Aqs-

schusssitzungen per Videokonferenztechnik am 20.4.2024
beschlossen,-seine Ceschäftsordnung zu ändertt.26 Der neu

eingeführte g 193 a LTGO sieht vor, dass alle Ausschüsse nur
noCh in der Besetzung von insgesamt elf Mitgliedern tagen
und der Ausschussvoi'sitzende zum Gesundheitsschutz. und
zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit des Par'[amcnts dic Sitzun-
gen ausnahmiweise auch durch Zuschaltung aller oder einzel-

ier Ahgeordneter per Videokonferenztechnik durchführen
kann -äusgenommen sind geheime Sitzungen. Die Abstim-
mungen erfolgen in der Videokonferenz namentlich durch
eufrüf der ein"zelnen Mitglieder. Der Ztgangder Öffentlich-
keit wird durch elektronische Übertragungen ennöglicht.27

Die Ausschüsse des Landtags von Sachsen-Anhalt haben in
den vergangenen lWochen ihre Ausschusssitztlugen entweder
im Plenärsial oder aber als Telefonkonferenz durchgefLihrt.
Am Mittwoch, den 15.4.2020 fand die erste Videokonferenz
eines Ausschusses (Ausschuss für Arbeit, Soziales und Inte-
gration) statt. Die Ausschüsse tagen weiterhin in den unter-
i.hi.dli.h.t.n Formaten, einer Aiderung der Geschäftsord-

nung bedurfte es dafür r.richt' Ebenso verfährt der Lancltag

von Rheinland-Pfalz.

Diese Praxis verschiedener Landtage eriaubt eiuen Rück-
schluss auf das, was nach dem Grundgesetz erlaubt ist. Denn
die Landesverfassungen der jeweiligen Länder enthalten ei-
nen ähnlichen Textbefund wie das Grundgesetz, In Bezug

auf ein vermeintliches Erfordernis körperlicher Anwesenheit
gehen sie textlich sogar dari.iber hinaus. Sowohl in Bayern
(zB Art, 22I Z, 23 ll BayYerf) als auch in Baden-'\üilürttem-

berg (zB Art. 33 l2,33ll3 BIüüVerf und Sachsen-Anhalt (zB

ert. Sf II, 63 Il SachsAnhVerf) enthalten die Landesverfas-

sungen nicht nur Formulierungen die ein Anwesenheitserfor-
dernis andeuten, sondern es ist - zumindest in den Regelun-
gen, die das Plenum betreffen - ausdrücklich vom ,,anwcscn-
den" Abgeordneten die Rede. Ein ähnliches Bild zeichnen

die Landösverfassungen für die Ausschiisse. Formulierungen
wie ,,Sitzung" odcr ,,Zutritt" cnthalten in diesem Zusam'
menhang die Landesverfassungen von Bayern (zB Att.22II,
24 Il BÄyYerf), Baden-Württemberg (Art' 34 II B\(Verf)
und Sachsen-Anhalt (Art. 50 il,52II 1 SachsAnhVerf).

f)ie Staatspraxis del aufgefährten Länder sieht darin kein
Hindernis Tür den Übergang zur Durchführungsart Video-
konferenz und bestätigt damit unseren Befund für das

Grundgesetz, dass auch dort kein zwingendes Verfassungs-
gebot körperlicher Anwesenheit für die Sitzungen des Ple-
nums und der Ausschüsse besteht.

25 Dies verkennt der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen ßundestags
in seiner Ausarbeitung ,,Virtuelles Parlament" v. 31.3.2020, 4.

26 Bayerischer Landtag, vorläufiges Prot. 18/44 der Plenarsitzung v, 20.4.
2020,5376,

27 tsayerischer Landtag, LT-Drs. 1"8/7155, 1 f.
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lV" Ferit * Du kannst weiter hingehen, rlnrfst ab*r
auch str*amen

1. Es besteht Entscheidungsfreiheit des Bundestags. Die Aus-
legung der relevanten Vorschriften des Grundgesetzes hat
gizeigt, dass die Verfassung kein zwingendes Gebot körper-
[i.lt.r: Anw.tenheit der Abgeor:dneten bei Sitzungen enthält'
Das gilt für Sitzungen des Plenums genauso wie für Sitzun-
gen der Ausschüsse. Ein solches zwingendes Gebot körper-
licher Anrvesenheit eLgibt sich weder ausdrücklich aus detn
'\X/ortlaut noch konkludent aus dern Grundgesetz. Nach dem
\üortlaut der einschlägigen Passagen gerrügt vielmehr auch
ein geistiges Dabeisein. Der Sinn und Zweck der Vorschrif-
ten äes Grundgesetzes ist bei einer ,,Art der Durchführungu
der Sitzur-rgen erfüllt, bei der die Abgeordneten sprechen und
hören können und sich dabei wechselseitig im Biick haben.

In systematischer Hinsicht ist es letztlich das Selbstorganisa-

tionsreclrt des Bundestags, r,vie es in Art. 39 III und Art' 40 I
2 GG verankert ist, das den Mitgliedern des Deutschen

Bundestags auch ohne Verfassungsänderung die Freiheit und

Kompetenz gibt, über die ,,Art der Durchführuiig" ihrer Ver-
handlung selbst zu entscheiden.

2. Dieses Ergebnis wird eindrucksvoll bestätigt durch eine
Rechtsvergleichung. Zwischenzeitlich haben bei vergleich-
barer Normlage auch die Landtage des Freistaats Bayem
und der Länder Baden-Württemberg, Sachsen-Anhalt und
Rheinland-Pfalz für Sitzungen in Ausschüssen den Schritt
zur Videokonferenz genracht, das Europäische Parlatneut
auch für Sitzungen seines Plenums. Damit stellen sich Par-

lamentssitzungen per Video für den Deutschen Bundestag

nicht als Verfassungsfrage dar, sonderu als eine Frage, die er
selbst und nach Zr,veckmäßigkeitskriterien entscheiden kann'
I7ieder einmal zeigt sich, dass das Grundgesetz schlauer und

deshalb: ,,Ihr dürft weiter hingehen, Ihr könnt aber auch
schon per'Videokonferenz tageir und die Öffentlichkeit da-

ran per Live-Stream teilhaben lassen." n

Der die Windenergieplanung flankierende 5 249 I 1 BauGB

führt in der kommunalen Praxis bislang ein Schattendasein.
Mit ihm können bestehenden Konzentrationszonen (5 35 lll
3 BauGB) weitere Flächen für die Windkraft hinzugefügt
werden. Wesen und Wirkung der genannten Norm sind in
der Rechtsprechung jedoch bislang kaum geklärt. Der Bei-
trag analysiert insbesondere unter Betrachtung der Entschei'
dungen des OVG Münster und des OVG Lüneburg das Poten'
zial der reinen Positivplanung für die Windenergie.

l" Einleitung

Die Energiewende ist ein entscheidender Faktor, um die
Folgen des Klimawandels so weit wie möglich abzumildern,
Der Bruttozr-rbau vort an Lancl sank

Städte und Gemeinden haben von $ 35 III 3 BauGB Ge-

brauch gernacht und in iluer Flächertnutzungsplanung so
genannte Konzentrationszonen dargestellt. Oft sind deren
Kapazitäten längst ausgeschöpft. Auch ist ein Ersetzen älte-
rer--Jüintlenergieanlagen durch modernere, leistungsfähigere
(sog Repowering) in bestehenden Ausweisungen nicht immer
zulässig, erwa aufgrund von Höhenbegrenzungen. All dies

erfordert zusätzliche Flächen ftir die Windenergienutzung. In
der Regel werden Städte und Gerneinden jedoch kaum das

Interesse verspüren, bestehende I(onzentrationszonen an-

zupassen. Denn die Anforderungen an eine.wirksame F[ä-

chönnutzungsplanung in diesern Bereich sind in den letzten

Jahren stetig gestiegen.J Die ständige Rechtsprechung ver-
langt für die Ermittlung von Potenzialflächen insbesondere

ein-schlüssiges Gesamtkonz.ept für den gesamten Außen-
bcrcich, bestehend aus so genannten harten (= ftir eine Wind-
energienutzung,,schlechthin" ungeeigneten) und weichen (=

vor allent fortschriftlicher ist als viele seiner
nen. Für die Abgeordneten des Deutschen

Der Autor ist zuständiger Kreisoberrechtsrat
Immissionsschutzrecht beim Märkischen Kreis
Pressemitteilung
ehrufhar unrer h

des Bundesverbands WindEne rgle
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Interpreten
Bundestags

müssten bis dahin (abhängig vom zu erreichenden Energie'
mix) bei der'Windkraft an Land eine Leistung zwischen74,3
und 85,5 G\7 installiert werden.2 Die Windenergiebranche
geht davon aus, dass dies einen jährlichen Ztrbau von rund
5.OOO VW pro Jahr erfordern rvürde - zum Vergleich: Für
das Jahr 20"1.9 lag, die Prognose bei 1.500 M'lü, erreicht
wurden lediglich 1.078 MIf.3

Dies ist auch eine Standortfrage. Ein€ Studie des Bundes-

umweltamtes kommt zu dem Schluss, dass für das genannte

Ausbauziel zwar theoretisch ausreichend Flächen vorhanden
sind, in Rezag auf. deren volle Nutzbarkeit aber erhebliche
rechtliche Unsicherheiten bestehen.4 Zu Faktoren wie Arten-
und Nacurschutz, Flugsicherulrg, Eigenturnsverhältlisseu
oder Windhöffigkeit kommen für etwaige Standorte auch
Restriktionen in der Regional- und Bauleitplanung. Zwat
sind'üTindenergieanlagen im Außenbereich grundsätzlich
privilegierte Vorhaben gem. $ 35 I Nr. 5 BauGB' Doch viele
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